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Liebe Leserinnen, liebe Leser 

Wieder liegen drei intensive und spannende Sessionswochen hinter uns. Ich freue mich, Ihnen 

nachfolgend u ber einige wichtige Gescha fte zu berichten. Neben den parlamentarischen Gescha f-

ten wurde die Session auch durch den diesja hrigen Frauenstreiktag am 14. Juni gepra gt, welcher 

im Vorfeld zu diversen, teils geha ssigen, Diskussionen fu hrte. Perso nlich habe ich diesen Tag ge-

nutzt, um an einer Veranstaltung mit dem Dachverband der Frauenorganisationen, alliance F, auf 

die laufende Legislatur zuru ckzuschauen und zu evaluieren, was wir im Parlament in Sachen 

Gleichstellung bereits erreicht haben. Den entsprechenden Beitrag zu dieser Veranstaltung finden 

sie hier zum Nachschauen. Anla sslich einer ausserordentlichen Session zum Bereich Gleichstel-

lung wurde das Thema auch im Rat diskutiert, was aber neben den zahlreichen weiteren Gescha f-

ten nur einen Nebenschauplatz darstellte. 

 

Folgende Geschäfte wurden im Parlament beraten (Auswahl): 

 

Pa. Iv. 17.400 – Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung 

Nachdem die Vorlage zuletzt in der Herbstsession – gegen den Willen der FDP-Liberale Fraktion – 

zuru ckgewiesen wurde und eine Subkommission zur Ü berarbeitung der Vorlage eingesetzt 

wurde, konnte der Nationalrat in der Sommersession nun endlich die Detailberatung aufnehmen. 

Gema ss Nationalratsbeschluss soll, wer ein Haus besitzt, ku nftig beim Ausfu llen der Steuererkla -

rung auch bei Zweitwohnungen den Eigenmietwert nicht mehr angeben mu ssen. Der Nationalrat 

hat damit anders als der Sta nderat einem kompletten Systemwechsel bei den Wohneigentums-

steuern zugestimmt. Üm die Vorlage nicht von vorhinein zum Scheitern zu verurteilen und mehr-

heitsfa higer auszugestalten, insbesondere fu r diejenigen Kantonen mit vielen Zweitliegenschaf-

ten, sprach sich die FDP als einzige Partei gegen diesen konsequenten Systemwechsel aus und vo-

tierte fu r die Besteuerung selbstgenutzter Zweitwohnungen zum Eigenmietwert. 

Der Nationalrat beschloss zudem, dass nur unter bestimmten Bedingungen Abzu ge fu r denkmal-

pflegerische Arbeiten erlaubt sein sollen. Ein Antrag der FDP-Liberale Fraktion fu r befristete Ab-

zu ge bei Energiesparmassnahmen fand keine Mehrheit. Wir bedauern dies, da damit die Gelegen-

heit verpasst wurde, einen zentralen Punkt der Energiestrategie aufzunehmen. Konkret ha tte dies 

einen Anreiz schaffen sollen, in Massnahmen zu investieren, die dem Energiesparen und dem Üm-

weltschutz dienen. 

Klar ist, dass die Nationalratsvariante im Sta nderat, der sich als na chstes wieder mit der Vorlage 

zu befassen hat, einen schweren Stand haben wird. Bei einer Referendumsabstimmung wu rden 

neben dem Widerstand der Linken auch die skeptischen Kantone eine Rolle spielen, insbesondere 

jene Tourismuskantone mit vielen Ferienwohnungen. Daher wird sich die FDP im Sta nderat fu r 

eine mehrheitsfa hige Ausgestaltung einsetzen, welche das ganze Vorhaben nicht aufs Spiel setzt. 

Nur so ko nnen wir unser langja hriges Ziel erreichen und die scha dliche Besteuerung des Eigen-

mietwerts beenden. 

 

 

 

 

https://www.srf.ch/play/tv/10-vor-10/video/10-vor-10-vom-14-06-2023?urn=urn:srf:video:45a970b0-143a-484a-82c9-e6fc2b17bea7&startTime=221
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170400
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GdBR. 22.054 – Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative).  

Volksinitiative 

Obwohl sich die FDP-Liberale Fraktion mit Nachdruck fu r die Renteninitiative der Jungfreisinni-

gen sowie fu r einen Gegenvorschlag eingesetzt hat, kommt sie nun ohne ebendiesen Gegenvor-

schlag vors Volk. Zudem empfehlen beide Kammern die Ablehnung an der Ürne. Dies, nachdem 

die FDP und die Jungfreisinnigen in der zweiten Sessionswoche eine Ru ckweisung an die Kommis-

sion erwirken konnten. Eine knappe Mehrheit (93:92, bei einer Enthaltung) bestehend aus FDP, 

SVP und GLP setzte sich durch und beauftragte die Kommission mit der Ausarbeitung eines Ge-

genvorschlags – ein Erfolg, den viele fast nicht mehr fu r mo glich gehalten hatten. Ziel des Gegen-

vorschlages sollte es sein, eine sogenannte «Schuldenbremse fu r die AHV» zu erwirken: Falls die 

kumulierten Ausgaben der AHV die kumulierten Einnahmen wa hrend fu nf Jahren u bersteigen und 

die Politik keine Massnahmen beschliessen kann, wird das Rentenalter um einen Monat pro Ka-

lenderjahr erho ht. Das Ziel: Verhindern, dass die AHV bis 2050 Schulden in Ho he von mehr als 100 

Mrd. Franken anha ufen wu rde.  

Eine Woche spa ter folgte jedoch sogleich die Ernu chterung: GLP und SVP hatten in der Zwischen-

zeit kalte Fu sse bekommen und die Mehrheit der Kommission kam zum Schluss, dass man sich 
nicht auf einen Gegenvorschlag einigen ko nne. Nach dieser klaren Arbeitsverweigerung wird die 

Initiative nun ohne Gegenvorschlag vors Volk kommen. Es ist bedenklich, dass ausser der FDP alle 

Parteien den kommenden Generationen einen Scherbenhaufen in der Altersvorsorge hinterlassen 

wollen. 

GdBr. 18.043 – Strafrahmenharmonisierung und Anpassung des Nebenstrafrechts an das 

neue Sanktionenrecht 

Nach scheinbar endlosen Ka mpfen um die Revision des Sexualstrafrechtes konnte dieses in der 

vergangenen Session endlich unter Dach und Fach gebracht werden. In der ersten Sessionswoche 

konnte sich der Nationalrat im zentralen Punkt der Vorlage auf die Kompromisslo sung (Wider-

spruchslo sung inkl. Freezing) mit 105:74:11 einigen. Von linker Seite wurde erfolglos versucht 

nochmals die Zustimmungslo sung ins Spiel zu bringen. Von diesem neuerlichen Versuch, die «Ja-

ist-Ja»-Lo sung doch noch durchzubringen geblendet, wurde die SVP verwirrt – sie stimmte ge-

schlossen fu r die Zustimmungslo sung, was zu einiger Heiterkeit im Rat sorgte. Da es sich offen-

sichtlich um ein Missversta ndnis handelte, wurde dieses Abstimmungsresultat mit einem Ord-
nungsantrag wieder korrigiert. Damit erreichen wir im Bereich des Sexualstrafrechtes wichtige 

und dringend no tige Fortschritte: Fu r den Tatbestand der Vergewaltigung ist zuku nftig keine No -

tigung mehr no tig, sondern eine verbale oder nonverbale Ablehnung (inkl. des Freezing) genu gen. 

Mittels der geschlechtsneutralen Definition wurde der Strafbestand zudem zurecht ausgeweitet. 

GdBr. 18.077 – Raumplanungsgesetz. Teilrevision. 2. Etappe 

Die 2. Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes hat mich wa hrend dieser Session ganz 

besonders bescha ftigt, da ich bei diesem Gescha ft fraktionsintern im Lead war. Die Vorlage ist als 

indirekter Gegenvorschlag zur sogenannten «Landschafts-Initiative» aufgegleist worden. Das be-

gru sst die FDP-Liberale Fraktion, welche die Initiative als zu extrem ablehnt. Im Nationalrat durfte 

ich als Sprecherin der FDP-Liberale Fraktion unsere Ü berlegungen und Anliegen vertreten (Votum 

hier zum Nachschauen). So soll im Grundsatz die Zahl der Geba ude ausserhalb der Bauzonen, wie 

zum Beispiel Scheunen, in der Schweiz nicht weiter steigen. Die Kantone mu ssen im Richtplan 

festlegen, wie sie ausserhalb der Bauzone die Zahl der Geba ude und das Ausmass der Versiegelung 
stabil halten wollen. Mit dem sogenannten «Gebietsansatz» soll es den Kantonen dabei ermo glicht 

werden, gema ss den spezifischen Eigenheiten ihres Territoriums, bedu rfnisgerechte und auch 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220054
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180043
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180077
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=323405
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massgeschneiderte Lo sungen zu entwickeln. Dies begru sst die FDP-Liberale Fraktion ausdru ck-

lich. Nicht mehr genutzte Bauten sollen zudem durch gezielte Anreize beseitigt werden. Neu sollen 

die Kantone unter gewissen Voraussetzungen Abbruchpra mien fu r solche Geba ude und nicht 

mehr genutzte Anlagen bezahlen. 

Im Block 1 der Beratungen hatte ich zusa tzlich zwei Minderheitspositionen zu vertreten (Votum 

hier zum Nachschauen). Mit meinen Minderheitsantra gen habe ich mich dafu r stark gemacht, dass 

fu r die Abbruchpra mie keine zusa tzlichen Bundesgelder fliessen. Diese sollen meiner Meinung 

nach von den Kantonen ausgerichtet werden, denn sie entscheiden u ber die angemessene Ho he 

der Auszahlung. Zudem wu rde damit das Subsidiarita tsprinzip gewahrt. Zusa tzlich setzte ich mich 

dafu r ein, dass, wie bereits vom Sta nderat beschlossen, die Mo glichkeit bestehen bleiben soll, un-

genutzte landwirtschaftliche Bauten gestu tzt auf kantonale Richtlinien zu Wohnzwecken umzu-

nutzen.  

Auch in Block 2 habe ich einen Minderheitsantrag gestellt (Votum hier zum Nachschauen). Die 

vorgeschlagene A nderung zielte darauf ab, eine Ausnahmeregelung fu r Landschaftsga rtner zu ge-

wa hren, unter der Voraussetzung, dass ihre Ta tigkeit im direkten Zusammenhang mit dem Boden 

und der Natur steht, d. h., dass sie sich ausschliesslich um Ba ume und Pflanzen ku mmern.  Den 
Kantonen soll daher das Recht eingera umt werden, in der Landwirtschaftszone Bauten und Anla-

gen zuzulassen, welche Landschaftsga rtnern dienen, die Pflanzen, insbesondere Ba ume und 

Stra ucher, anzupflanzen und zu pflegen. Es handelte sich damit lediglich eine Kompetenz fu r die 

Kantone, dies in Fa llen so zu handhaben, in denen ein entsprechendes Bedu rfnis vorhanden wa re.  

Leider bin ich mit meinen Minderheiten in den abschliessenden Abstimmungen jeweils unterle-

gen. Insgesamt haben wir es aber geschafft, einen guten Kompromiss fu r dieses Gesetz zu erarbei-

ten, welches dem Ziel, die Bauten ausserhalb der Bauzonen zu begrenzen, klar entspricht. 

GdBr. 23.025 – Armeebotschaft 2023 

Der Krieg in der Ükraine hat uns daran erinnert, wie wichtig es ist, eine Armee zu haben, die so-

wohl logistisch als auch menschlich auf der Ho he der Zeit ist. Die FDP-Liberale Fraktion hat des-

halb die Botschaft zur Armee 2023, wie auch die Mehrheit des Nationalrates, unterstu tzt (108 Ja-

Stimmen gegenu ber 85 Nein-Stimmen). Die Botschaft ermo glicht die notwendigen Verbesserun-

gen zur Modernisierung unserer Armee, schliesst Lu cken bei den Landstreitkra ften, sta rkt den 

Schutz des Luftraums sowie die Cyberverteidigung, aber auch die Modernisierung des Immobili-

enbestands. Es sieht auch 17 000 Quadratmeter Photovoltaikanlagen vor.  

Wie der Krieg in der Ükraine zeigt, geho ren Panzer nach wie vor zu den unverzichtbaren milita ri-

schen Mitteln. Aus diesem Grund unterstu tzte die FDP-Liberale Fraktion den Verkauf von 25 Leo-

pard-2-Panzern nach Deutschland. Das Ja ist jedoch an Bedingungen geknu pft. Es ist klar, dass 

diese Entscheidung mit einer Aufru stung der verbleibenden Leopard-2-Panzer einhergehen muss, 

und zwar so schnell wie mo glich und in vollem Ümfang, damit zwei mechanisierte Brigaden voll-

sta ndig ausgeru stet werden ko nnen. Hierzu bedarf es einer festen Zusage der Chefin des VBS. Auf 

der Ebene der anderen Parteien lehnte nur die SVP die Ausserdienststellung der Panzer geschlos-

sen ab. 

 

 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=323497
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=323614
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=61155
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Neben den behandelten Gescha ften hat die FDP-Liberale Fraktion zudem diverse  

Fraktionsmotionen eingereicht: 

23.3601 Mo. Fraktion RL. Schluss mit teuren Doppelspurigkeiten bei Gesundheitsdaten:  

Mehrfachnutzung jetzt anpacken! 

Der Bundesrat wird gebeten, der Bundesversammlung eine Vorlage zu unterbreiten, mit der alle 

einschla gigen Gesetze und Verordnungen so gea ndert werden, dass Mehrfachnutzungen von Ge-

sundheitsdaten ermo glicht werden und dadurch das Once-Only-Prinzip bei Datenlieferungen um-

gesetzt werden kann.  

23.3632 Mo. Fraktion RL. Eigenkapital- und Fremdfinanzierung gleichbehandeln:  

Krisenrobustheit stärken 

Der Bundesrat wird beauftragt, die Steuergesetze des Bundes so anzupassen, dass die Eigenkapi-

talbildung gegenu ber der Fremdkapitalaufnahme nicht benachteiligt, sondern steuerlich gleich-

behandelt wird. Analog zum Steuerabzug der Zinsen fu r Fremdkapital soll ein auf den Eigenmit-

teln berechneter Zins abgezogen werden. Damit sollen Ünternehmen Anreize erhalten, vorzusor-

gen und sich fu r die na chste Krise zu wappnen. 

23.3602 Mo. Fraktion RL. Finanzplatzstrategie für die Zukunft 

Der Bundesrat wird beauftragt eine Finanzplatzstrategie fu r die Schweiz zu entwickeln, die sich 

an folgenden Zielsetzungen orientiert:  

1. Die Risiken fu r den Staat (rechtliche und faktische) aus der Gescha ftsta tigkeit von system-
relevanten Banken sind auf ein tragbares Mass zu beschra nken und mu ssen kontrolliert 
werden ko nnen. Die Massnahmen mu ssen international so abgestimmt werden, dass die 
"Too Big To Fail"-Regulierung auch angewendet werden kann; 
 

2. Die Ünternehmen in der Schweiz - KMÜ wie Grossunternehmen - sollen auch in Zukunft 
von erstklassigen Finanzdienstleistungen zu gu nstigen Konditionen profitieren ko nnen, 
zur Ünterstu tzung ihrer Gescha ftsta tigkeit in der Schweiz und international; 

3. Der Finanzplatz soll auch in Zukunft attraktive Arbeitspla tze bieten, und durch Lo hne, So-
zialabgaben und Steuern einen wichtigen Beitrag an den Wohlstand in der Schweiz leisten. 
Bei der Festlegung der Reformmassnahmen sollen die Erkenntnisse aus den Berichten zu 
den Kommissionspostulaten, die in Zusammenhang mit der Credit-Suisse-Ü bernahme 
u berwiesen wurden, beru cksichtigt werden. 
 

23.3857 Mo. Fraktion RL. KVG. Ein «Budget»-Versicherungsmodell 

Der Bundesrat wird gebeten, der Bundesversammlung einen Vorschlag zu unterbreiten, um alle 

relevanten Gesetze und Verordnungen so zu a ndern, dass die Einfu hrung eines Krankenversiche-

rungsmodells mit sehr niedrigen Pra mien ermo glicht wird. Die Gesetzesa nderungen sollen die 

Wahlfreiheit sta rken und selbsttragende Modelle ermo glichen, die unter anderem folgende Ele-

mente beinhalten ko nnen: Mehrjahresvertra ge, ho here Franchisen, Franchisen pro Fall, fla chen-

deckende Einfu hrung der Vertragsfreiheit im stationa ren und ambulanten Bereich, punktuelle 

Einschra nkungen des Leistungsumfangs (z. B. Komplementa rmedizin, Generikapflicht) oder die 

obligatorische Nutzung digitaler Hilfsmittel. 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233601
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233632
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233602
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233857
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Ich selbst habe ausserdem ein Postulat eingereicht, welches vom Bundesrat fordert, die in der 

Schweiz geltende gesetzliche Regelung zum Schwangerschaftsabbruch in einem Bericht zu evalu-

ieren. Ü ber 20 Jahre nach Einfu hrung der Fristenregelung ist es an der Zeit, deren Ümsetzung in 

der Schweiz und die Kompatibilita t mit fachlichen Standards zu u berpru fen. 

Kro nender Abschluss der Sommersession war fu r mich perso nlich der Abstimmungssonntag am 

18. Juni. Insbesondere das klare JA zum Klimaschutzgesetz freut mich ausserordentlich. Damit ha-

ben wir es geschafft, einen wichtigen, gutbu rgerlichen Kompromiss zugunsten des Klimaschutzes 

zu schmieden, welcher im Gegensatz zur Gletscherinitiative ohne Verbote auskommt. Ich werde 

mich auch weiterhin politisch dafu r einsetzen, dass wir mit Anreizen statt Verboten arbeiten ko n-

nen und diejenigen belohnen, die eigenverantwortlich handeln und investieren. Meine Analyse zu 

diesem klaren JA zum Klimaschutzgesetz im SRF-Abstimmungsstudio gibt es hier zum Nach-

schauen. 

Besten Dank fu r Ihr Interesse. Ich wu nsche Ihnen einen angenehmen Sommer und freue mich sehr 

darauf, Ihnen im September aus der Herbstsession zu berichten.  

 

Herzliche Gru sse, 

Susanne Vincenz-Stauffacher  

Nationalra tin FDP/SG 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233762
https://www.srf.ch/play/tv/abstimmungen/video/abstimmungsstudio-vom-18--juni-2023-mit-urs-leuthard?urn=urn:srf:video:b689d92b-f88a-430d-9ef0-f3b07545842e&startTime=259

